Gemeinde  Helmstadt – Bargen  

         Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Wohnen am Wollenbach“


1. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1) BauGB)                    Stand 21.09.2009
1.0 
Art + Maß der baulichen Nutzung    
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)


Art + Maß der baulichen Nutzung sind für den Geltungsbereich des Bebauungsplan 
 
durch Planeintrag festgesetzt u. der zugehörigen Nutzungsschablone zu entnehmen.

1.1.
Art der baulichen Nutzung

 
WA = Allgemeines Wohngebiet  § 4 BauNVO
  
Gemäß § 1 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass die in § 4 (3) BauNVO ausgeführten 
 
Ausnahmen im „Allgemeinen Wohngebiet“ nicht Bestandteil des VE - Planes werden.

1.2
Maß der baulichen Nutzung

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird nach § 16 (2) BauNVO bestimmt durch die im Bebauungsplan 
 
eingetragene maximale Festsetzung der

 
a) Grundflächenzahl (GRZ), 



 
b) die Zahl der Vollgeschosse, 

c) die Höhe der baulichen Anlagen,

1.2.1
Grundflächenzahl ( § 19 BauNVO )

  
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist im Bebauungsplan durch Eintrag in 
 

der Nutzungsschablone festgesetzt.

1.2.2
Zahl der Vollgeschosse ( § 20 (1) BauNVO )
 



Zulässig ist die zweigeschossige Bauweise. Die Angaben in den Nutzungsschablonen sind maßgeblich.
 

Dachgeschosse als Vollgeschosse sind nicht zulässig.

1.2.3
Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 (1) BauNVO)

  
Die Festsetzung erfolgt durch die Bestimmung der Gesamthöhe und der Fixierung des Bezugspunktes 
 

für die Bemessung der Höhen. 
 

Bezugspunkt für die Bemessung der Höhen ist die maximal zulässige Erdgeschoß – Fußbodenhöhe RFB 
 

(Rohfußbodenhöhe). Diese wird mit 176,55 m über NN festgesetzt.

1.2.3.1
Traufhöhe der Gebäude


Die maximale Traufhöhe beträgt 6,00 m, gemessen von der festgesetzten maximal zulässigen 
 
Erdgeschoss – Fußbodenhöhe. Der obere Bezugspunkt zur Ermittlung der Traufhöhe 
 
ist der Schnittpunkt der Außenwand  mit der Dachhaut an der Traufseite. 
 
Die festgesetzten Traufhöhen gelten nicht für Dachgauben.

1.2.3.2
Gesamthöhe der Gebäude



Die Gesamthöhe der Gebäude beträgt max. 11,00 m, gemessen von der festgesetzten maximal 
 

zulässigen Erdgeschoss – Fußbodenhöhe (+ 176,55 m über NN).

1.2.4.
 Dächer und Fassaden (§ 81 Abs.1 Nr. 1 HBO)

   
Die festgesetzten Dachneigungen und -formen sowie die Firstrichtung des Hauptdaches 
 
sind zwingend. Satteldach  38 - 45°.  An den Giebelseiten sind Dachüberstände auf maximal 
 
0,50 m begrenzt. Grasdächer sind ausnahmsweise zulässig. Anlagen zur Nutzung der 
 
Sonnenenergie auf dem Dach sind zulässig und gewünscht. Doppelhäuser sind in ihrer baulichen
 
Gestaltung aufeinander abzustimmen.

1.2.4.1
 Dachgauben (§ 81 Abs.1 Nr. 1 HBO)

Zulässig sind Dachgauben mit Satteldach, Flachdach, Tonnendach, Bogendach. Andere Dachgaubenformen, Zwerchhäuser und -giebel, Einschnitte in das Dach, Balkone und Loggien in den Dachflächen sind zulässig. Für Dachgauben sind folgende Abstände einzuhalten:

von der senkrechten Verlängerung der Giebelwand des Gebäudes zur Außenwand der Gaube mind. 1,25 m zwischen den Außenwänden zweier Gauben mindestens 1,50 m.

1.2.5
 Feuerstätten (§ 81 Abs.2 HBO)

Offene Kamine / Kaminöfen sind zulässig. Die Verwendung von abgelagertem, unbehandeltem Holz 
oder Holzpeletts zur Feuerung einer Heizung ist zulässig, wenn eine sachgemäße Holzfeuerungsanlage 
gemäß der Kleinfeuerungsanlagenverordnung vorhanden ist.

1.2.6 
Sichtschutzwände (§ 81 Abs.1 Nr. 3 HBO)

An Wohngebäuden, die mit einer Wand an der Grundstücksgrenze errichtet werden, sind in Verlängerung dieser Wand Sichtschutzmauern oder -zäune bis zu einer Länge von 3,00 m und 
bis zu einer Höhe von 2,00 m, gemessen von der höherliegenden Geländeoberfläche, zulässig.

1.2.7  Einfriedungen (§ 81 Abs.3 Nr. 1 HBO)

Zur Einfriedung der Grundstücke sind nur freiwachsende oder geschnittene Laubholzhecken heimischer Arten (z.B. Hainbuche, Rotbuche, Liguster); in solchen Hecken sind zusätzlich verdeckt geführte Maschendrahtzäune, oder Zäune mit senkrechter Lattung zulässig. Die Höhe der Einfriedungen darf maximal 1,80 m betragen, soweit dies im folgenden nicht weiter eingeschränkt wird.

1.2.8  Hinweise und Empfehlungen Schutz und Nutzung von Niederschlagswasser:

Es wird für alle Grundstücke empfohlen, das von den Dachflächen der Gebäude oder Nebenanlagen abfließende Niederschlagswasser aufzufangen und zur Gartenbewässerung zu verwenden und überschüssiges Wasser soweit möglich zu versickern. 

1.2.9  Altlasten:

Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass bei Grabungsarbeiten bisher unbekannte Altablagerungen angeschnitten werden. Um eine ordnungsgemäße Beseitigung zu gewährleisten, sind diese Funde unverzüglich der Gemeinde Helmstadt oder der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. Dadurch soll eine Gefährdung durch die möglicherweise ausgasenden oder gesundheitsschädlichen Stoffe vermieden werden.

1.2.10  Bodenschutz und Bodenmechanik:

Beim Freiräumen der Bauflächen ist auf die Sicherung und fachgerechte Lagerung des

Oberbodens zu achten. Der Boden darf nicht durch Abfälle und Schutt verunreinigt

werden. Hierauf ist besonders vor der Eindeckung des Baugrundstücks mit Oberboden zu achten.

1.2.11
Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten   
(§ 9 (1) Nr. 6 BauGB

  
Für das B-Plangebiet sind maximal 
1 Wohneinheit 

je Doppelhaus – Hälfte 
 

 



oder 
2 Wohnungseinheiten 
je Einzelhaus 
zulässig.


Die Einträge in den Nutzungsschablonen sind maßgebend.

2.0
Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr. 2 (BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

2.1
Bauweise ( § 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (BauNVO)

 
Festgesetzt wird die offene Bauweise. Zulässig sind Doppelhäuser oder Einzelhäuser.

Die Einträge in den Nutzungsschablonen sind maßgebend.

2.2 
Überbaubare Grundstücksfläche 
( § 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen festgesetzt.

3.0 
Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

  
Die Hauptfirstrichtungen sind durch Eintrag im Bebauungsplan festgesetzt.

4.0
Flächen für Stellplätze und Garagen   ( § 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO )

  
Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze nachzuweisen. Stellplätze, Garagen und Carports sind innerhalb 
 
der Garagen - Baufenster zulässig. Die Fläche vor der Garageneinfahrt kann als privater Stellplatz 
 
genutzt werden und wird in die Berechnung der erforderlichen Stellplätze miteinbezogen.
   
Die Oberflächen der nicht überdeckten Stellplätze und der Zufahrten sind mit Materialien zu befestigen, 


die laut Herstellerangaben inklusive Tragschicht eine Wasserspeicherfähigkeit von mind. 20 l / qm 
 
aufweisen z.B. Porenpflaster. Alternativ: Die Flächen müssen so befestigt werden, dass sie mindestens 
 
einen Grünanteil von 30% aufweisen (z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen). 

Garagen und Carports sind zu begrünen.

5.0 Verkehrsflächen ( § 9 (1) Nr. 11 BauGB )

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Verkehrsflächen ausgewiesen als
Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung  - Anliegerstraße

6.0 
Nebenanlagen ( § 14 BauNVO )

Bauliche Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind im gesamten Baugebiet, 
mit Ausnahme der ausgewiesenen privaten Grünflächen zulässig. 
Ihre maximale Größe darf 40 m³ nicht überschreiten.

7.0
Grünflächen ( § 9 (1) Nr. 15 BauGB )

7.1
Gemeinschaftliche private Grünflächen ( § 9 (1) Nr. 15 BauGB )

Im Bebauungsplan sind gemeinschaftliche private Grünflächen festgesetzt.
Die Bepflanzung erfolgt entsprechend der dem Bebauungsplan beigefügten Pflanzenliste.

7.2. 
Private Grünflächen ( § 9 (1) Nr. 15 BauGB )

Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für Zufahrten und Stellplätze genutzt werden als naturnahe Garten – u. Grünflächen anzulegen u. zu pflegen.
Die Bepflanzung soll spätestens in der auf den Bezug folgenden Vegetationsperiode entsprechend der dem Bebauungsplan als Anlage beiliegenden Pflanzenliste erfolgen.

8.0
Pflanzgebote + Pflanzbindungen (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)

 
Die gesamte Uferböschung als Pflanzgebot ausgewiesen; grundsätzlich hat die vorhandene Pflanzung Bestandschutz; standortfremde Gehölze ( z.B. Nadelgehölze ) müssen im Zuge der Außenanlagenarbeiten entfernt werden.

8.1
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB)

Durch Eintrag im Bebauungsplan sind Standorte für neu zu pflanzende Bäume 
gem. der nachfolgenden Pflanzenliste festgesetzt.

Acer campestre

Feldahorn

Acer pseudoplatanus

Bergahorn

Carpinus betulus

Hainbuche

Fagus sylvatica


Rotbuche

Fraxinus excelsior

Esche

Prunus avium


Vogelkirsche

Quercus petraea

Traubeneiche

Quercus robur


Stieleiche

Tilia cordata


Winterlinde

Tilia platyphyllos

Sommerlinde

Streuobstbäume

Gebräuchliche und widerstandsfähige





Hochstammobstsorten sowie heimisches Wildobst

8.3
Flächen für die Regenwasserversickerung (§ 9 (1) Nr. 14 BauGB)

 
Auf den Baugrundstücken sind im Rahmen der Genehmigungsplanung Flächen für die Regenwasserversickerung nachzuweisen. Das Retentionsvolumen soll 3 m³ je 100 m² angeschlossener Fläche betragen.

9.0
Leitungsrechte (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)

Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind Leitungsrechte zugunsten der Gemeinde Helmstadt – Bargen für die Anlage von Regenwasserkanälen eingetragen.

10. 
Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind  (§9 (1) Nr.10 BauGB)

Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind als Sichtfelder / Sichtdreiecke eingetragen, die von der Bebauung freizuhalten sind. Einbauten u. Bepflanzungen dürfen in diesem Bereich eine Höhe von 80 cm 

 
nicht überschreiten.



Helmstadt, den .23. November 2009 




Helmstadt, den 23. November 2009



_________________________




______________________
Jürriens, Bürgermeister
Hinweise zu den planungsrechtlichen Festsetzungen:


1. Höhenaufnahmen: 

Vor Beginn der Objektplanung sind die tatsächlichen Geländeverhältnisse aufzunehmen, zu prüfen u. mit der Erschließungsplanung abzustimmen. Jedem Baugesuch sind vom Architekten gefertigte Höhenschnitte mit Darstellung des vorhandenen u. geplanten Geländeverlaufs, sowie mit der Darstellung des geplanten Anschlusses an die Erschließungsstraße beizufügen.

2. Wasserwirtschaft / Grundwasserschutz 

Das auf den Dachflächen anfallende Oberflächenwasser kann auf den Baugrundstücken dezentral in Zisternen gespeichert und für die Gartenbewässerung verwendet werden. Der Überlauf ist an die Ableitungsmulden und – rinnen bzw. den Regenwasserkanal anzuschließen.
Der Bau von Zisternen wird ausdrücklich empfohlen. Sollte im Zuge der Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden, so ist dieser Aufschluss nach § 37 Abs. 4 WG unverzüglich beim Landratsamt anzuzeigen. Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen ist.
Drainagen zur dauerhaften Ableitung / Absenkung des Grundwassers im Sinne des § 3 WHG sind nicht zulässig. Wird Grundwasser erschlossen, sind die entsprechenden Bauteile wasserdicht auszuführen und Rohrgräben o. ä. abzudichten.

3. Freiflächen 

Jedem Baugesuch ist ein qualifizierter Freiflächen-Gestaltungsplan beizufügen, in dem die

Einhaltung der gründordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes  nachzuweisen ist.

4. Archäologische Denkmalpflege

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z. B. Mauern, Gruben, Brandschichten) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z. B. Scherben, Metallteile Knochen), so ist das RP Karlsruhe, Abt. Archäologische Denkmalpflege, unverzüglich zu benachrichtigen. Auf § 20 DSchG wird verwiesen.

5. Baugrund

Es werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ausdrücklich empfohlen.

6. Erdaushub

Unbelasteter Erdaushub soll weitgehend auf den entsprechenden Baugrundstücken verbleiben.


7. Verwendung von Bauschuttrecyclingmaterial:

Bei Einsatz von Bauschuttrecyclingmaterial (z. B. zur Herstellung des Unterbaus o. ä.) sind die Voraussetzungen für den Einbau nach dem sogenannten  Dihlmann-Erlass des Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg vom 13. April 2004 zu beachten. Der Erlass gilt mit Einschränkungen vorläufig nur bis zum 31. Dezember 2006.

8. Randeinfassungen:

Bei der Herstellung der Straßen-Randeinfassungen ist die straßenabgewandte Rückenstütze (Hinterbeton) der Randeinfassung auf den Privatgrundstücken zu dulden.

9. Kabel, Straßenbeleuchtung, Anlagen für die Stromversorgung:

Die geplanten Gebäude werden mit Niederspannungskabeln angeschlossen. Aus diesem Grund wird es erforderlich, 
a) auf der Fläche der gemeinschaftlichen Anliegerstrasse Kabel (0,4 und 20 kV) zu verlegen und
b) entlang der gemeinschaftlichen Anliegerstrasse, auf den privaten Grundstücksflächen in einem Geländestreifen von 0,5 m, Standorte für die Straßenbeleuchtung sowie Anlagen und Einrichtungen 
für die Stromversorgung zu dulden.



1

